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Eric Fromberg 

Drogenpolitik und Menschenrechte1 

Im Jahre 1762 hat Jean-Jacques Rousseau seine Zeitgenossen in sei­
nem Buch »Du oontract sodaI .. (Buch I, Kapitel VI) mit der Frage 
konfrontiert: 

»Wie kann eine Form von Gemeinschaft aussehen, die mit all ihren Kräften 
die einzelne Person und die Besitztümer aller Mitglieder verteidigt und be­
schützt und in der jeder, der sich in dieser Gemeinschaft mit anderen verbin­
det, nur sich selbst gehorcht und so frei ist wie vorher?« 

Er beantwortete diese Frage, indem er den »sozialen Vertrag« zwi­
schen Bürgern und Herrscher, der auf dem Recht auf Freiheit des 
Einzelnen basiert, folgendermaßen beschrieb: »Niemand hat eine na­
türliche Autorität über seine Gleichgestellten.« 

Seine Ideen wurden in die Praxis umgesetzt, als am 4. Juli 1776 
Thomas Jefferson die Unabhängigkeitserklärung verlas, in der die 
Vereinigten Staaten ihre Ablehnung der britischen Gesetze mit der 
Einsicht in einige offensichtliche Wahrheiten begründeten, nämlich, 
»daß alle Menschen gleich erschaffen wurden; daß ihnen vom Schöp­
fer bestimmte unantastbare Rechte verliehen wurden: dazu gehört das 
Recht auf Leben, Freiheit und das Streben nach Glück.« 

Diese Ansichten wurden erneut formuliert, als sich am 26. August 
1789 in Paris die konstituierenden Mitglieder trafen, um unter der 
Federführung des Marquis de Lafayette (bekannt aus dem amerika­
nischen Befreiungskrieg) über die» DecJaration des droits de l'homme 
et du citoyen« zu entscheiden. 

In der Präambel wurden die »natürlichen, unveränderbaren und 
heiligen Rechte« (,.les droits natureis, inalienables et sacres«) defi­
niert und im Artikel IV wurde erklärt: »Freiheit besteht aus der Mög­
lichkeit, alles zu tun, was anderen nicht schadet; somit kann jeder 
seine natürlichen Rechte solange ausüben, solange jedes andere Mit­
glied der Gemeinschaft dadurch nicht in der Ausübung eben jener 
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Rechte eingeschränkt wird. Diese Einschränkungen können nur 
durch das Gesetz festgelegt werden.« 

Dies ist auch heute noch eines der grundlegenden Prinzipien der 
Bürger- (und somit auch Menschen-) Rechte in unserer Gesellschaft. 
Aus diesem Grundrecht folgt, daß der Staat nicht das Recht hat, die 
Freiheit des Bürgers einzuschränken, außer andere Menschen kom­
men dadurch zu Schaden. 

Obwohl die Einführung dieser Prinzipien das Ende der absoluten 
Monarchie markierten und die Herrschaft der Monarchie durch die 
Herrschaft des Volkes ersetzte, zeigte der Verlauf der Ereignisse wäh­
rend der Französischen Revolution und deren Auswirkungen, daß die 
Hoheit des Bürgers auch eine TYrannei der sogenannten Mehrheit mit 
sich bringen kann, die vielleicht sogar die Tyrannei eines absolutisti­
schen Monarchen erblassen lassen könnte. 

»Wie andere Tyranneien wurde die Tyrannei der Mehrheit am Anfang (und 
wird profanerweise immer noch) repressiv aufrechterhalten, hauptsächlich, 
indem sie sich der Gesetze der öffentlichen Behörden bediente. Aber nach­
denkende Menschen begriffen, daß die Mittel zur Tyrannei nicht auf die Ge­
setze beschränkt sind, die die Gesellschaft, wenn sie selbst der Tyrann ist ­
Gesellschaft als Kollektiv über die einzelnen Individuen, aus denen sie besteht 
- durch ihre politischen Funktionäre umsetzt Die Gesellschaft kann eigene 
Aufträge ausführen - und tut dies auch; und wenn sie falsche Mandate an­
statt von richtigen erläßt, oder irgendwelche Mandate bei Dingen, in die sie 
sich nicht einmischen sollte, praktiziert sie eine soziale Tyrannei, die viel ge­
waltiger ist als viele Arten politischer Unterdrückung, da sie, obwohl sie nor­
malerweise nicht durch sehr extreme Strafen aufrechterhalten wird, weniger 
Möglichkeiten der Flucht übrigläßt, indem sie viel tiefer in die kleinen Details 
des Lebens eindringt und somit die Seele selbst versklavt. Daher reicht der 
Schutz vor der Tyrannei des Gesetzgebers nicht aus; auch Schutz gegen die 
Tyrannei der vorherrschenden Meinung und GefOhle ist notwendig, die ge­
gen die Tendenz der Gesellschaft, mit anderen Mitteln als bOrgerrechtlichen 

Strafen denjenigen, die eine abweichende Meinung haben, ihre eigene Ideen 
und Ausführungen als Verhaltensregel aufzwingt und damit Entwicklungen 
fesselt und, wenn möglich, jegliche Herausbildung von Individualität, die 
nicht harmonisch mit ihren Vorstellungen übereinstimmt, verhindert und alle 
Menschen zwingt, sich nur nach dem eigenen Modell anzupassen. Es gibt 
eine Grenze der legitimen Einmischung der kollektiven Meinung in die indivi­
duelle Unabhltngigkeit; und diese Grenze zu finden und sie gegen Über­
schreitungen zu behaupten, ist für den guten Zustand der menschlichen Ver­
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hältnisse genauso unentbehrlich wie der Schutz vor politischer Gewaltherr­

schaft.«, schrieb John Stuart Mill2 weniger als ein Jahrhundert später. 


Dies heißt nicht, daß Gesellschaft jedes individuelle Verhalten ihrer 
Mitglieder moralisch rechtfertigen muß, es bedeutet nur, daß der 
Staat nicht das Recht hat, dieses Verhalten zu verhindern, solange es 
nicht direkt anderen Bürgern schadet. 

"Die Handlungen eines Individuums können für andere schädlich sein oder es 

kann ihnen auch an Rücksichtnahme des Wohles von anderen mangeln, ohne 

so weit zu gehen, festgelegte Rechte zu verletzen. Der Gesetzesübertreter 

kann allein durch Meinungen gerecht bestraft werden, jedoch nicht durch das 

Gesetz.«3 


Diese Prinzipien fanden in der Allgemeinen Erklärung der Men­
schenrechte 1948 ihre endgültige Anerkennung: 

"Jeder hat das Recht auf Leben, Freiheit und Schutz der Person« (Artikel 3) 


und "in der Ausübung seiner Rechte und Freiheit soll sich jeder nur solchen 

Einschränkungen unterwerfen, die durch Gesetze festgelegt sind, aus­

schließlich mit dem Ziel, angemessene Anerkennung und Respekt für die 

Rechte und Freiheiten anderer zu sichern und den notwendigen Anforderun­

gen an Moral, öffentlicher Ordnung und allgemeines Wohl in einer demokra­

tischen Gemeinschaft gerecht zu werden.« (Artikel 29.2) 


Welchen Bezug haben nun diese Prinzipien zum aktuellen Krieg ge­
gen Drogen? 

Als die Vereinigten Staaten am Ende des neunzehnten Jahrhun­
derts damit begannen, sich für eine Kontrolle des Handels mit Opium 1 
einzusetzen - einerseits aufgrund eigener starker Tendenzen zur Ab­
schaffung, andererseits aus ökonomischen Gründen -, schränkten die Iinternationalen Verträge über Drogen, die als Resultat geschlossen 

Iwurden, anfangs noch nicht das Recht der Bürger ein, diese Drogen 
f:zu konsumieren, da sie prinzipiell legal erhältlich waren.4 Die Verträge I: 

dienten dazu, den Handel zu kontrollieren, ohne jedoch selbst die \ 
I
fi 


legale Erhältlichkeit für Benutzer einzuschränken, da Regierungen 
ti 
j: 


wie z.B. die der Niederländer und der Briten hier Handelsmonopole 
~ 


hatten. Diese Vorschriften betrafen die breite Öffentlichkeit in Euro­

pa und in den U.S.A. nicht, sie betrafen nur die Kolonien. Trat Dro­

genkonsum in den westlichen Ländern auf, so war dies kein öffentli-
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ches, sondern ein medizinisches Problem. In den verstärkten Regu­
lierungen der medizinischen und pharmazeutischen Berufe wurden 
Drogen als nichts anderes als Medizin betrachtet. Um 1914 ein inter­
nationales Opium-Gesetz zu verabschieden, wurden nationale Geset­
ze erlassen, die die Herstellung und den Handel von rohem und be­
arbeitetem Opium verboten, außer mit staatlicher Genehmigung aus 
medizinischen Gründen; für die Verteilung waren Apotheker und Ärz­
te zuständig. Diese nationalen Gesetze verboten nicht den Besitz für 
persönlichen Gebrauch: der Benutzer wurde nicht kriminalisiert. 

Dies war logisch: im neunzehnten Jahrhundert enthielten viele 
patentierte europäische und amerika nische Medikamente Opium, 
Kokain oder Cannabis meist als alkoholische Extrakte: z.B. aus Opium 
gewonnene Arzneien wie Laudanum und Paregornic oder der Vin 
Mariani, der Kokain enthielt, die ursprüngliche Coca-Cola und 
Cannabis-Tinkturen. Obwohl deren Gebrauch als medizinisch be­
zeichnet wurde, waren diese Säfte frei erhältlich: es gab keine gesetz­
lichen Kontrollen. Westliche Apotheker stellten viele Säfte her, die 
Drogen enthielten, die sich auf die Psyche auswirkten, allerdings nur 
als schwach angereichert, wie Schmerzmittel, wie Stimulanzien, Ent­
krampfungsmittel usw. Der medizinische Gebrauch von Vin Mariani 
oder Pembertons Coca-Cola als Stärkungsmittel sind bekannte Bei­
spiele dafür. Aus heutiger Sicht galten lediglich 20 Prozent des medi­
zinisch/ärztlich verschriebenen Kokains als medizinisch unbedenk­
lich, wobei zu bedenken ist, daß Kokain zu dieser Zeit das einzig 
erhältliche lokale Betäubungsmittel war. 

Der Gebrauch dieser Arzneien verringerte sich langsam, als Me­
dikamente strikteren Kontrollen unterlagen, nicht in erster Linie um 
ihren Gebrauch zu reduzieren, sondern um die medizinischen und 
pharmazeutischen Berufe zu schützen. Dies führte nicht dazu, den 
Gebrauch dieses Typs von Drogen verschwinden zu lassen, sondern 
stellte den Konsum mehr und mehr unter medizinische Kontrolle, 
ohne das dies eine Angelegenheit öffentlichen Anstoßes wurde. 

Nach dem ersten Weltkrieg nahm niemand im vom Krieg zerris­
senen und kriegsmüden Europa Anstoß am Druck der U.S.A., das 
Verbot des Konsums von Opium, Kokain und Cannabis auszuweiten. 
Deshalb wehrte sich niemand gegen den Paragraphens im Vertrag von 
Versailles, der den ersten Weltkrieg beendete. Auch hier wurde der 
Konsum von Drogen nicht kriminalisiert. Es ist wichtig festzustellen, 
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daß die Betäubungsmittelgesetze, die auf diesem Weg in Europa ein­
geführt wurden, kein Ergebnis einer Einsicht Europas in ein europäi­
sches Binnenproblem, sondern das Ergebnis des deutlichen Drucks 
der U.S.A., ,.der Barbaren des Westens« mit ihrer »außergewöhnlich 
grausamen Idee, alle Leute auszurotten, die zuHiIlig in ihren sozialen 
Theorien« in Bezug auf Betäubungsmittel und Alkohol anderer Mei­
nung sind. I> 

In den zwanziger lahren verstärkte sich der Druck der U.S.A., die 
bestehenden internationalen Gesetze auszuweiten, die bis zu diesem 
Moment nur den Drogen-Anbau im Blick hatten, wie Opium-Mohn 
und die Coca-Blätter, und ihre chemischen Derivate, wie Morphium, 
Heroin und Kokain, und ihre Herstellung einzuschränken. Obwohl 
Deutsche und Niederländer Einwände erhoben, da raffinierte Opiate 
und pures Kokain für die jeweilige pharmazeutische Industrie Drogen 
waren, mit denen Gewinn gemacht wurde, erfüllten sie die Bedingun­
gen, die die Annahme des Vertrags von Genua 1925 zur Folge hatte. 
Mit diesem Gesetz begann die Kriminalisierung des Drogenkonsurns, 
indem alle bis dahin bekannten Drogen einschließlich Hanf und ihre 
Derivate unter das Strafgesetz fielen, außer sie wurden im Bereich 
der medizinischen oder wissenschaftlichen Berufe eingesetzt; was ei­
nige Jahrzehnte später als Genuß von Aufbau-Drogen verstanden 
wurde, wurde nicht beachtet. 

Somit ist der springende Punkt die Frage, ob nicht die Beschrän­
kung der legalen Erhältlichkeit von Drogen unter starker medizini­
scher und pharmazeutischer Kontrolle bei gleichzeitiger Kriminalisie­
rung des persönlichen Gebrauchs außerhalb der medizinischen Situa­
tion ein schwerer Bruch der »natürlichen, unveränderbaren und hei­
ligen Rechte« ist? Gemessen am Grundsatz» Jeder hat das Recht auf 
Leben, Freiheit und Schutz der Person« bricht das Verbot ohne Frage 
das Recht der Freiheit des Individuums. Ob dies jedoch eine illegale 
Einschränkung ist, bleibt weiterhin unbesehen. Der Staat hat das 
Recht, die Ausübung der persönlichen Rechte und Freiheiten einzu­
schränken. Aber der einzelne sollte sich nur solchen Einschränkungen 
unterwerfen, die ausschließlich das gesetzliche Ziel haben, angemessene An­
erkennungundRßspektfür die Rechte undFreiheiten andererabzusichern und 
den notwendigen Anforderungen an Moral, öffentlicher Ordnung und 
allgemeines Wohl in einer demokratischen Gemeinschaft entspre­
chen. 
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Bedroht nun Drogenkonsum die Anerkennung und den Respekt 
der Rechte und Freiheiten anderer? Nein! Oder müßte ich moralische 
Meinungen anerkennen wie "Sag einfach nein« (»Just say no«), die 
mir aufgedrängt werden, ohne meinen Standpunkt zu beachten? Und 
respektiert ein »Du sollst keine Drogen nehmen« übrigens meine 
Rechte und Freiheiten? 

Natürlich verletzen einige Drogen-Konsumenten die Rechte und 
Freiheiten anderer. Manche Drogenbenutzer bedrohen die Moral, die 
öffentliche Ordnung und das allgemeine Wohl! Die Frage ist nur, ob 
das eine notwendige Konsequenz ihres Drogenkonsums ist? Und dar­
über hinaus, ob das Verbot eine notwendige Bedingung zur Ein­
schränkung ihrer Freiheit ist, die legal dafür eingesetzt wird, um an­
dere Bürger zu beschützen? 

Es ist klar, daß die Antworten auf diese Fragen »nein« heißen. 
Alkohol muß nicht verboten werden, um den betrunkenen Fahrer 
strafrechtlich zu verfolgen! Tabak muß nicht geächtet werden, um 
Nichtraucher gegen den giftigen Rauch der Raucher zu schützen! 

Sicherlich »gibt es hier einen Grad von Torheit und einen Grad 
von etwas, das man (obwohl dieser Ausdruck nicht unanstößig ist) 
ordinär oder Verderbtheit des Geschmackes nennen kann, es gibt je­
doch keine Rechtfertigung, die Person, die das zeigt, zu verletzen 
oder in extremen Fällen sogar zu verachten.«7 Und noch einmal: »Die 
Handlungen eines Individuums können für andere schädlich sein 
oder es kann ihnen auch an Rücksichtnahme des Wohles von anderen 
mangeln, ohne so weit zu gehen, festgelegte Rechte zu verletzen.,,8 

Die Frage sollte besser umgedreht werden. Entspricht ein Verbot 
den Anforderungen an Moral, öffentlicher Ordnung und allgemeinem 
Wohl in einer demokratischen Gemeinschaft? Man kann daraus fol­
gern: neinl Verbote verletzen die individuelle Freiheit und das Stre­
ben nach Glück, was die unantastbaren Rechte des Einzelnen sind, 
auch wenn andere Bürger das Recht haben, dies auf der moralischen 
Ebene abzulehnen. 

Die Konsequenzen aus einer strukturellen Illegalität von Orogen­
konsum sind jedoch sehr viel weitreichender als nur eine Kriminali­
sierung der Drogenkonsumenten. Da das Verbot zu den Grundsätzen, 
auf denen unserer Strafgesetz basiert, im Gegensatz steht, ist das nor­
male Funktionieren des Strafgesetzes und sogar das ganze Gefüge 
unserer Gesellschaft durch eine Anzahl von unvermeidlichen Ent­
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wicklungen erodiert, die andere Artikel der Menschenrechtserklärung 
verletzen. Verletzen nicht der amerikanische Mindestlohn und die Art 
und Weise, wie eingeborene Indianer in den Anden behandelt werden 
den Artikel 5 über unmenschliche Behandlung? 

Wird der Grundsatz der Gleichheit vor dem Gesetz, wie es der 
Artikel 7 garantiert, auch bei Drogenkonsumenten angewandt? Wie 
paßt die Gleichung von nicht strafbarer Drogeninformation und straf­
barer Drogenpropaganda, wie es sie z.B. in Frankreich gibt, zu deren 
hochgehaltener und angepriesener Meinungsfreiheit? (Artikel 19) 
Und wie paßt der Dr,uck, vielmehr die Erpressung der U.S.A. von 
Entwicklungsländern bezüglich ihrer einheimischer Drogen mit dem 
universellen Recht auf das eigene kulturelle Leben jedes Volkes zu­
sammen, wie es im Artikel 27 garantiert ist? 

Darüber hinaus sehen wir, wie: 
Techniken zur Untersuchung von Delikten entwickelt wurden 
(wie z.B. verdeckte Ermittlung durch V-Männer usw.), die Geset­
zeshüter zu kriminellem Verhalten anregen, was wiederum das 
Strafsystem verstümmelt; 
Regierungen sehr leicht politische Gegner dadurch kriminalisie­
ren, indem sie sie beschuldigen, Drogen zu besitzen und zu kon­

, sumieren; 
Regierungsstellen, wie z.B. der CIA, in den illegalen Drogenhan­
del verwickelt werden, wie z.ll. beim Heroinhandel im Goldenen 
Dreieck. dem goldenen Halbmond9 oder dem Kokainhandel in 
Zentral-Amerika1o

; 

in großem Umfang Korruption durch die enormen Mengen von 
Schwarzgeld, das durch Drogenhandel gewonnen wird, ermög­
licht wird; 

Folglich verstößt Prohibition gegen Moral, öffentliche Ordnung und 
allgemeines Wohl. Prohibition ist sogar eine Bedrohung der Demo­
kratie! Dies macht es für uns notwendig, die Politik zu ändern und 
wieder zu einer richtigen Anwendung der »droits natureIs, inalienab­
les et sacres« des einzelnen Individuums zurückzukehren, wie sie von 
den Philosophen der Vor-Prohibitions-Ära beschrieben wurden. Wei­
tergeführte Prohibition wirft uns ins dunkle Mittelalter zurück, das 
durch Heiden- und Hexenverbrennungen gekennzeichnet ist - mit 
der UN.INCB in der Rolle der Inquisition. 
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